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Als „Haushaltsentwurf, der aktu-
ellen Erfordernissen Rechnung
trägt und einen politischen Gestal-
tungsanspruch deutlich macht“, be-
zeichnete Susanne Hennig-Wellsow
den Entwurf des Doppelhaushalts
2016/2017. In ihrer Landtagsrede
zur Einbringung des Gesetzent-
wurfs durch die Landesregierung
am 1. Oktober - dazu hatte Finanz-
ministerin Heike Taubert gespro-
chen - hatte die Vorsitzende der
Linksfraktion betont, dass die rot-
rot-grüne Landesregierung und die
sie tragenden Fraktionen sich den
aktuellen Herausforderungen stel-
len.

Der Haushaltsentwurf komme ohne
Neuverschuldung aus und trage eine
klare linke Handschrift. Als wichtiges
Beispiel nannte die LINKE-Politikerin
die Bildungspolitik: „Mehr Geld für
Schulinvestitionen, eine transparente-
re und höhere Finanzierung unserer
Kindereinrichtungen, für freie Schulen,
500 Lehrer an den staatlichen Schulen
wurden schon eingestellt.“ Die Abge-
ordnete machte auf weitere neue Ak-
zente aufmerksam: „Wir wenden uns
stärker der Bekämpfung der Langzeit-
arbeitslosigkeit älterer Menschen zu
mit einem neuen Landesprogramm,
wir wagen die Stärkung der Demokra-
tie mit der Erhöhung der Mittel für das
,Landesprogramm für Demokratie, To-
leranz und Weltoffenheit‘.“

Angesichts von Vorwürfen aus der
Opposition verwies die Fraktionsvorsit-
zende ausdrücklich auf die „Leichen im
Keller der CDU-Finanzpolitik“. Allein
das „Sondervermögen Wasser/Abwas-
ser“, das aus einem CDU-Wahlverspre-

Vorsitzende der Linksfraktion: „Rot-Rot-Grün liefert auch beim Haushalt 2016/2017“

chen von 2004 resultiere, belaste den
Doppelhaushalt mit 55 Millionen Euro.
Zu den Hemmnissen gehöre auch die
Politik der CDU-geführten Bundesre-
gierung, etwa bei der Neuordnung des
Länderfinanzausgleichs. 

Versuchen, Flüchtlinge gegen die
hiesige Bevölkerung auszuspielen, er-
teilte sie eine Absage. Der CDU, die ei-
nen angeblich „aufgeblähten Haushalt“
kritisierte, hielt die Fraktionschefin
entgegen: „Dann soll die CDU doch sa-
gen, dass sie die Tariferhöhung für die
Beschäftigten im Öffentlichen Dienst
nicht will, dass sie den Hochschulpakt
aufkündigen will, dass sie die BAföG-
Ausgaben weiter in Schattenkrediten
verstecken will und dass wir Bundes-
mittel ablehnen sollen, weil wir eine
Mitfinanzierung leisten müssen.“

Konkrete Punkte aus dem
Haushaltsplanentwurf

„Rot-Rot-Grün liefert – auch beim
Haushalt 2016/2017“, betonte Susan-
ne Hennig-Wellsow. Dabei seien auch
die notwendigen Strukturreformen ein-
bezogen, die von der CDU bisher in un-
verantwortlicher ausgesessen worden
seien.

In ihrer Rede hatte sie eine ganze
Reihe von Punkten im Haushaltsent-
wurf konkret benannt und dabei den
Vergleich zum Jahr 2014 gezogen.

Die Mittel der Stiftung Schloss Frie-
denstein steigen von 900.000 Euro auf
1,3 Millionen; ein deutlicher Aufwuchs.

Das Geld für das Förderprogramm
für Projektmanager im kulturellen Be-
reich steigt um 30 Prozent und für das
Förderprogramm im jugendkulturellen
Bereich um 23 Prozent. Die Zuschüsse
für Theater und Orchester steigen von
64 auf 67 Millionen und werden mittels
einer Verpflichtungsermächtigung bis
2019 auf 75,5 Millionen Euro anwach-
sen. Das Förderprogramm für Volontä-
re im Museumsbereich wird verlän-
gert.

Für den Brand- und Katastrophen-
schutz werden die Ausgaben nahezu
verdoppelt. Aus zehn Millionen im Jahr
2014 werden 18 Millionen in 2016 und
19,6 Millionen in 2017. Die Zuschüsse
für Azubis und Schüler für Fahrt-, Un-
terkunfts- und Verpflegungskosten
werden von 75.000 auf 240.000 Euro
verdreifacht.

Es wird ein freiwilliges Jahr Migration
mit einer viertel Million Euro jährlich
gefördert. Das Landesprogramm für
Demokratie, Toleranz und Weltoffen-
heit wird künftig mit 4,8 Millionen Euro
gefördert. Das sind zwei Millionen
mehr als 2014 dafür ausgegeben wur-
den.

Die Ausgaben für Forschung, Tech-
nologie, Innovation, Elektromobilität
und Digitale Gesellschaft werden um
mehr als 50 Prozent erhöht, auf 17 Mil-
lionen pro Jahr. Darunter sind auch die
Landesmittel für die Förderung des
Breitbandausbaus, die noch mit EU-
Mitteln (ELER) verstärkt werden. Die
Berufsakademien Gera und Eisenach

werden zur Dualen Hochschule aufge-
wertet, das kostet 2,4 Millionen Euro
mehr als noch 2014.

Für das neue Programm für öffent-
lich geförderte gemeinwohlorientierte
Beschäftigung geben wir pro Jahr 7,5
Millionen Euro aus. Für die Erhöhung
des Blindengeldes und die Einführung
eines Sinnesbehindertengeldes sind
höhere Ausgaben geplant. Die Zahlun-
gen aus der Ausgleichsabgabe an
schwerbehinderte Menschen und an
Arbeitgeber sollen um 30 Prozent auf
14,6 Millionen Euro steigen.

Im Kapitel Gesundheitswesen und
Maßregelvollzug erhöhen sich die Aus-
gaben um 12 Millionen Euro. Die weg-
brechenden Zuweisungen der SV-Trä-
ger für die Krankenhausfinanzierung
werden dabei vom Land aufgefangen,
so dass sich die reinen Landeszuwei-
sungen von 40 Millionen auf 80 Millio-
nen Euro verdoppeln. 

Die Mittel für Energienutzung und
Klimaanpassung werden mehr als ver-
doppelt. Allein zur Förderung sparsa-
mer und umweltverträglicher Energie-
nutzung werden drei Millionen Euro
mehr ausgegeben. Für ein Radver-
kehrskonzept und die Unterstützung
der AG Fahrradfreundliche Kommunen
steigen die bereit gestellten Mittel von
1.000 Euro auf 70.000 Euro. Die Pro-
jektförderung für Schulen und Schul-
sporthallen startet mit 9 und 24 Millio-
nen, nachdem im Übergangshaushalt
2015 bereits 36 Millionen pauschal an
die Schulträger ausgezahlt wurden.   

Ausstellung in der Fraktion: „Asyl ist Menschenrecht“

Flucht, Flüchtlinge und Asyl, also
hochaktuelle Themen, werden sehr
eindringlich visualisiert in der  Informa-
tionsausstellung von Pro Asyl, die jetzt
in der Fraktionsgalerie der LINKEN im
Thüringer Landtag (4. Etage des Frakti-
onsgebäudes) eröffnet wurde. 

Unmittelbar vor Beginn der Land-
tagssitzung, in der auch wieder die
Flüchtlingspolitik auf der Tagesord-
nung stand,  konnte Katja Mitteldorf,
stellvertretende Vorsitzende der Links-
fraktion, nicht nur im Beisein zahlrei-
cher Kolleginnen und Kollegen vor al-
lem Sabine Berninger, flüchtlingspoliti-
sche Sprecherin der Fraktion, für die
Initiative zur Ausstellung danken, sie
begrüßte auch herzlich Dr. Silke Albin,
Staatssekretärin des Thüringer Mini-
steriums für Migration, Justiz, Verbrau-
cherschutz, zu einführenden Worten.

Die  Ausstellung „Asyl ist Menschen-
recht“ werde in einer sehr anspruchs-
vollen, schwierigen Zeit gezeigt. Sie
verdeutliche die konkreten Gefahren
für Leib und Leben, denen die Flücht-
linge in ihren Herkunftsländern ausge-
setzt seien ebenso wie die Umstände
und Bedingungen, unter denen sie
Schutz suchen, betonte Dr. Albin und

würdigte den Perspektivenwechsel von
Zahlen und Statistiken hin zu den kon-
kreten Menschen und persönlichen
Schicksalen, die dahinter stehen. Ge-
meinsam mit der IG Metall, dem DGB,
Brot für die Welt, der Diakonie Hessen,
der Evangelischen Kirche in Hessen

und Nassau sowie der Stiftung für die
Internationalen Wochen gegen Rassis-
mus hat Pro Asyl diese Ausstellung er-
arbeitet und zur Verfügung gestellt.

Im Foto die Abgeordneten Sabine
Berninger, Ina Leukefeld und Kati Engel
(v.l.). Foto: Peter Lahn   

Zu einer Fachkonferenz „Frauen in
prekärer Beschäftigung im Pflege- und
Carebereich“ laden die Fraktion DIE
LINKE im Thüringer Landtag und die
Rosa Luxemburg Stiftung Thüringen
e.V. am Dienstag, 27. Oktober, 16.00
bis 20.30 Uhr ins Akademiehotel  (Thü-
ringer Sozialakademie) nach Jena, Am
Stadion 1, ein.

Frauen sind besonders häufig von
prekärer Beschäftigung betroffen, be-
sonders in Berufsfeldern im Pflege-
und Carebereich. Durch die zunehmen-
de Deregulierung des Arbeitsmarktes
verbunden mit einer geringen finanziel-
len und gesellschaftlichen Anerken-
nung dieser Berufe ergibt sich ein ho-
hes Armutsrisiko im Alter, aber auch
bereits im Erwerbsleben. Prekäre Er-
werbsverläufe treffen auch auf migran-
tische Frauen zu, welche in immer grö-
ßeren Ausmaße im öffentlichen und
privaten Bereich Pflege- und Carear-
beiten übernehmen. Sprechen werden
u.a. Heike Werner, Ministerin für Ar-
beit, Soziales, Gesundheit, Frauen und
Familie, sowie Prof. Dr. Gabriele Win-
ker, Sozialwissenschaftlerin, Techni-
sche Universität Hamburg-Harburg.   

Konferenz „Frauen in
prekärer Beschäftigung


